
Dresdens Oberbürgermeister
Ingolf Rossberg atmete nach
der Entscheidung des Stadtra-

tes am Donnerstagabend zufrieden auf.
Der FDP-Mann wird in die Geschichte
eingehen, denn er »befreite« die erste
Stadt Deutschlands von ihren Millio-
nenschulden. Den Dresdner Bürgern
hingegen stehen enorme Mietsteigerun-
gen ins Haus – und für die ist auch die
Linkspartei.PDS verantwortlich.

Die US-amerikanische Investorenge-
sellschaft Fortress legte für die stadtei-
gene »Woba Dresden« mit ihren 48 000
Wohnungen rund 1,7 Milliarden Euro
auf den Tisch und trieb mit ihrem Ange-
bot offenbar den kommunalen Man-
datsträgern Feuchtes in die Augen. Ge-
schäfte mit einer »Heuschrecke« kön-
nen also durchaus angenehm sein, denn
am Ende bleiben der Stadt noch 982
Millionen Euro übrig. Der Rest geht für
die Tilgung der Woba-Schulden in
Höhe von 741,4 Millionen drauf.

Der Widerstand gegen den Verkauf
des kommunalen Tafelsilbers war vor
allem in der Bevölkerung groß. Vertre-
ter einer von Teilen der Links-
partei.PDS initiierten Bürgerinitiative
legten vor der Stadtratssitzung knapp
45 000 Unterschriften gegen den Kom-
plettverkauf vor. Sie befürchten einen
gravierenden Abbau der Rechte von
Mietern. Doch es half nichts: Bei der
Entscheidung votierten 40 Stadträte für
den Verkauf, 29 dagegen. Ein Abgeord-
neter enthielt sich der Stimme.

Den Verlockungen des großen Gel-
des erlagen auch neun von 17 Stadträten
der Linkspartei.PDS. Sie hätten zwar
»von ihrem freien Mandat Gebrauch«
gemacht, teilte Fraktionschef Hans-Jür-
gen Muskulus entschuldigend mit, doch
stehe deren Votum »im Widerspruch zu

den kommunalpolitischen Grundposi-
tionen der Linkspartei«. Die Feststel-
lung ändert nichts daran, daß der
Deal ohne die Stimmen der Linken
überhaupt nicht zustande
gekommen wäre.

Muskulus’ Ankündi-
gung, daß die Links-
partei die Privatisie-
rung in der Folge
»kritisch begleiten

und die Miete-

rinnen und Mieter aktiv bei der Wahr-
nehmung ihrer Interessen unterstützen«
wolle, dürfte allenfalls noch ein Versuch
sein, den politischen Schaden für die
Dresdner Linke ein wenig abzufedern.
Seinen Fraktionskollegen wird er damit

jedoch nicht einige
sehr unangenehme

Fragen erspa-
ren können,
denn selbst

der
Vor-
sit-

zende der Linksfraktion im Bundestag,
Oskar Lafontaine, hatte im Vorfeld der
Entscheidung gefordert, dem »Wahn der
Privatisierung« entgegenzutreten.

Auch der Direktor des Deutschen
Mieterbundes (DMB), Franz-Georg

Rips, bezeichnete den Verkauf als
»falsch und kurzsichtig«. Er sei über-
zeugt, daß die Mieter »letztlich die Ze-
che zahlen«. »Der hohe Kaufpreis muß
von Fortress wieder eingespielt werden,
die Mieten in Dresden werden steigen.
Der Verwertungsdruck wird hoch sein.«

Fortress soll sich mit dem Erwerb
zum Bestandsschutz für 41 000 Woh-
nungen verpflichtet haben. Eine »So-
zialcharta« sieht vor, daß Mieter über
60 Jahre und Behinderte ein lebenslan-
ges Wohnrecht erhalten, daß eine Kap-
pungsgrenze für die Mietpreisentwick-
lung gilt und Luxussanierungen verbo-
ten sind. Rips hält diese Charta
»schlichtweg für dumm und peinlich«.
Tatsächlich seien die »Schutzrechte
weitgehend wertlos, eine reine Mogel-
packung«, erklärte er in Berlin.

Nach dem Dresdner Modell schielen
indes zahlreiche andere Kommunen,
die gleichfalls ihre Schuldenberge los-
werden wollen. Ein Unternehmen na-
mens Puma Brandenburg Limited will
sich beispielsweise in Berlin einkaufen
und in den nächsten Jahren für bis zu
drei Milliarden Euro Wohnungen er-
werben. Die nordrhein-westfälische
Landesentwicklungsgesellschaft, die
noch in diesem Jahr 106 000 Wohnun-
gen auf dem freien Markt feilbieten
möchte, hofft auf ein gewinnbringendes
Bieterverfahren. Neben der in Dresden
zum Zuge gekommenen Fortress stehen
dort bereits drei weitere »Heu-
schrecken« Schlange.

Die Deutsche Bank rechnet damit,
dass 2,5 Millionen der bundesweit in
öffentlicher Hand befindlichen Woh-
nungen noch verkauft werden können.
Das Potential dieses Marktes veran-
schlagt die Bank auf 100 Milliarden
Euro.
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Sanfte Aggression
Die EU überläßt die Kriegspropaganda

gegen den Iran wieder den USA.
Von Werner Pirker

Werbefernsehen
Wie die ARD das Entstehen des BND

aus Wehrmacht und SS ver-
schönt.Von Otto Köhler

Kein Einzelfall
Auch eine niedersächsische Gemeinde

sagte ein Antifa-Konzert aus Angst
vor Rechten ab

Großer Druck
Am Sonnabend tritt die neue

Präsidentin Chiles ihr Amt an.
Interview mit Guillermo Teillier
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Elf Tote bei
Anschlägen im Irak

BAGDAD. Die Gewalt im Irak hat
am Freitag mindestens elf Men-
schen das Leben gekostet. Der
schwerste Anschlag ereignete
sich in Falludscha, wo bei der
Explosion einer Bombe in ei-
nem Lastwagen an einem Kon-
trollpunkt sieben Zivilpersonen
getötet wurden. In Samarra ris-
sen zwei Autobomben drei
Menschen in den Tod, darunter
den Imam einer sunnitischen
Moschee. In Tikrit kam bei der
Explosion einer Bombe ein Po-
lizist ums Leben. In der Haupt-
stadt Bagdad wurden die Lei-
chen von sechs Männern ent-
deckt. Die Polizei teilte mit, die
Opfer seien gefesselt gewesen
und ihnen seien die Augen ver-
bunden worden. Sie seien mit
Schüssen in den Hinterkopf
getötet worden.

Der irakische Präsident
Dschalal Talabani setzte unter-
dessen die erste Sitzung des
neuen Parlaments für den
19. März an. (AP/jW)
◆ Siehe Seite 8

Opposition einigt
sich auf Ausschuß
BERLIN. Die Opposition im Bun-
destag hat sich auf den Auftrag
für den BND-Untersuchungs-
ausschuß geeinigt. Der Auftrag
sei »sehr konkret« und umfasse
fast 30 Punkte, sagte Grünen-
Fraktionsvize Hans-Christian
Ströbele am Freitag. Untersucht
werden sollen die CIA-Gefan-
genenflüge via Europa, die Ver-
schleppung des Deutsch-Liba-
nesen Khaled el Masri, die Ak-
tivitäten des BND in Bagdad
sowie die Vernehmung von Ter-
rorverdächtigen durch deutsche
Ermittler im Ausland.

Der Ausschuß soll sieben
Mitglieder umfassen, je zwei
Mitglieder von Union und SPD
sowie je ein Mitglied der Oppo-
sitionsfraktionen von Grünen,
FDP und Linken. Den Vorsitz
hätte die CDU/CSU als stärkste
Fraktion. (AFP/ddp/jW)
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Todesschwadronen
Ein Gespräch mit Etsri Hihédéva Clumson-Eklu

über die Menschenrechtslage in Togo und die

früheren Kolonialmächte Deutschland und

Frankreich. Außerdem: Kriegerische Missiona-

re. Der Schwarze Kanal 
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S eit bald einem Jahr führenSie die Geschäfte der Ligafür Menschenrechte in To-go. Warum vertreten Sie
den Liga-Präsident Apedo Amah?

Der Präsident konnte nicht länger in Togo
bleiben. Er mußte fliehen. Sein Haus war
von Milizen der Regierungspartei RPT
(Rassemblement du Peuple Togolais;
Sammlung des togolesischen Volkes) am
7. April 2005 angegriffen worden. Die Be-
waffneten wollten ihn und seine Familie
umbringen. Doch sie konnten zum Glück,
wenn auch knapp, entkommen und leben
heute als Flüchtlinge in Benin. Der Präsi-
dent selbst hält sich zur Zeit in den USA
auf. Es ging ihnen wie Zehntausenden To-
golesen – ein Exodus.Im LTDH-Jahresbericht 2005 stellen

Sie fest, daß Militärs, Gendarmen
und RPT-Milizen widerrechtlich »in
die Häuser der friedlichen Bevölke-
rung eindringen«. Und sie berichten
von Mißhandlungen.Mehr als das. Wenn die Angreifer über die

Mauern geklettert sind und Tore und
Türen aufgebrochen haben, schießen sie
im Haus auf alles, was sich bewegt. Und
wenn sie nicht töten, kommt es zu Folte-
rungen und auch zu Vergewaltigungen.Amnesty International wie auch das

Flüchtlingshilfswerk der Vereinten
Nationen berichteten mehrfach dar-
über – Kritik von international ange-
sehenen Institutionen. Welche Ar-
beitsmöglichkeiten hat die Liga als
einheimische Menschenrechtsorga-
nisation?

Der Druck ist groß. Nachdem wir am 13.
Mai 2005 unseren Report über schwere
Menschenrechtsverletzungen öffentlich
vorgestellt haben, wurde unser Sitz von
Milizen der RPT angegriffen. Wir selbst,
unser gesamter Vorstand und auch die Ak-
tivisten sind ziemlichen Schwierigkeiten
ausgesetzt. Wir leben ständig unter dem
Druck, angegriffen und getötet zu werden.

Und trotzdem nehmen Sie das Risiko
auf sich, reisen zudem ins Ausland
und machen sich damit in der Regie-
rung sicherlich nicht gerade Freun-
de. Warum tun Sie sich das an?

Aus zwei Gründen: Einerseits sollen Öf-
fentlichkeit und Politik erfahren, daß der-
zeit die Flüchtlinge aus Togo in Deutsch-
land und der Welt internationalen Schutz
benötigen. Es darf keine Abschiebungen
nach Togo geben. Und zweitens wäre es
für uns ungeheuer wichtig, wenn Deutsch-
land und andere Staaten Einfluß nehmen
würden auf die aktuelle Regierung in To-
go. Die Menschenrechtsverletzungen
müssen endlich aufhören.Trotz der zugespitzten Lage im Land

kam es noch im Januar zu einer Ab-
schiebung Ihres in Deutschland um
Asyl bittenden Landsmann A.M. in
einer Nacht-und-Nebel-Aktion. Es
heißt, er habe sich den Behörden ent-
ziehen können und sei direkt nach
seiner Ankunft in Togo unterge-taucht. Wissen Sie Genaueres?

Ich halte es für schwer möglich, sich in To-
go länger als einen Tag zu verstecken. So-
viel ich weiß, ist A.M. direkt in ein Nach-
barland geflohen. Die meisten Flüchtlinge
befinden sich in Ghana und Benin. Zudem
gingen sehr viele Togolesen im Zuge der
Ereignisse des 24. April 2005 aus den
großen Städte des Landes fort, insbeson-
dere natürlich aus der Hauptstadt Lomé,
ins Landesinnere, um dort den Massakern
und Menschenjagden zu entgehen. Da

aber die Gewalttätigkeiten bis in die abge-
legendsten Dörfer systematisiert worden
waren, floh so mancher weit in den Busch
hinein.

Das geschah vor allem zwischen Ja-
nuar und Mai 2005 mit dem 24. April
als Wahltag – also dem Zeitraumzwischen dem Tod des jahrzehnte-

langen Diktators Gnassingbé Eyadé-
ma und der Übenahme der Präsi-
dentschaft durch seinen Sohn Faure
Eyadema. Faure Eyadema versuchte als vom Vater

designierter Nachfolger zunächst, per Ak-
klamation und gegen die Verfassung Prä-
sident zu werden, mußte dann jedoch im
Februar nach massivem internationalem
Druck und landesweiten Protesten eine
Wahl ausschreiben lassen. Das geschah im
März sehr kurzfristig mit einem Termin
für den 24. April. Während dieser Periode
einerseits fanden große Demonstrationen
und Proteste gegen das alte Regime statt.
Andererseits versuchten Militär und RPT-
Milizen, die Opposition mit Gewalt und
Terror einzuschüchtern. Trotz des Prote-

stes wurde dann am 24. April doch ge-
wählt. Faure erhielt bei einer Wahlbeteili-
gung von 63,6 Prozent angeblich etwa 60
Prozent, sein Gegenkandidaten Akitani
knapp 40 Prozent.

Das Wahlergebnis wurde internatio-
nal wie national mehr als angezwei-
felt. Trotzdem regiert Sohn Eyadéma
seitdem. Hat sich die Menschen-
rechtslage verbessert?Nicht im geringsten. Doch änderten sich
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»In der Nacht kommensie in die Häuser«Gespräch ◆ Mit Etsri Hihédéva Clumson-Eklu. Über Togo, die ehemaligen

Kolonialmächte Deutschland und Frankreich sowie die Menschenrechtslage

nach dem Präsidentenwechsel von Vater Eyadéma auf Sohn Eyadéma.

Etsri Hihédéva Clumson-Eklu,54 Jahre, verheira-tet, zwei Kinder.Der Ju-rist ist geschäftsführen-der Vizepräsident der to-golesischen Liga für Men-schenrechte (LTDH) undlebt in Togos HauptstadtLomé.
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Nach fünf Wochen Streik im
öffentlichen Dienst haben
sich Gewerkschaften und die

Tarifgemeinschaft der Länder am
Freitag nachmittag zu einem Spitzen-
gespräch in Berlin getroffen. Ver.di-
Chef Frank Bsirske beurteilte den
Zwischenstand während einer Ver-
handlungspause vorsichtig optimi-
stisch. Ein Ergebnis lag bei Redak-
tionsschluß noch nicht vor. Ungeach-
tet des Gesprächs setzte ver.di am
Freitag die Streiks und Solidaritäts-
aktionen fort. Laut Gewerkschaft be-
teiligten sich 32.000 Beschäftigte in

elf Bundesländern. Es ist laut DGB
der längste Streik im öffentlichen
Dienst seit über 80 Jahren. Bsirske
betonte, daß die Arbeitgeber nicht auf
ein rasches Ende des Ausstands aus
Finanznot der Gewerkschaft hoffen
dürften. Ver.di könne den Streik noch
weit über ein Jahr finanzieren.

Der niedersächsische Finanzmini-
ster und Verhandlungsführer der Län-
der, Hartmut Möllring (CDU) bot der
dbb-Tarifunion des Deutschen Beam-
tenbundes (dbb) einen Abschluß ohne
Beteiligung von ver.di an. Der Chef
der dbb-Tarifunion, Frank Stöhr, sag-

te dazu, die Gewerkschaften ließen
sich nicht spalten, sondern stünden
solidarisch zusammen.

Indessen wurden im Tarifstreit der
Metall- und Elektroindustrie am Frei-
tag die Verhandlungen für die Be-
schäftigten der Tarifgebiete Mittel-
gruppe und Sachsen-Anhalt ergebnis-
los vertagt. Für die 410 000 Beschäf-
tigten der Tarifgemeinschaft Hessen,
Pfalz, Rheinland-Rheinhessen und
Saarland geht es am 27. März weiter,
in Sachsen-Anhalt sollen die Ge-
spräche für die rund 10.000 Beschäf-
tigten am 5. April fortgesetzt werden.

Der IG-Metall-Vorsitzende Jürgen
Peters warf dem regionalen Unter-
nehmerverband Südwestmetall eine
Blockadehaltung vor.

Der IG-Metall-Bezirksleiter der
Mittelgruppe, Armin Schild erklär-
te, die Weigerung der Unternehmer,
ein beziffertes Lohnangebot vorzu-
legen, sei eine Provokation. Sollte
sich daran auch in der dritten Ver-
handlungsrunde nichts ändern, kün-
digte er Warnstreiks unmittelbar
nach Ende der Friedenspflicht ab
29. März an.

(jW)

Spitzengespräche im Arbeitskampf
Spaltungsversuch der Arbeitgeber. Ver.di-Chef Bsirske: Wir können notfalls noch ein Jahr weiterstreiken

Dresden wird  teuer
48 000 stadteigene Wohnungen werden mit Hilfe                 der Linkspartei.PDS an US-Heuschrecke
verscherbelt. Die Mieter zahlen die Zeche. Von Holger Elias
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Für den Wiederaufbau der Frauenkirche hat’s noch gereicht
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